
fahren enthält als auch die Erfordernisse einer Be­
rufungsbegründung erfüllt.
OG, Urt. vom 10. Dezember 1965 — 2 Zz 17/65.

Das Kreisgericht hat mit Urteil vom 11. September 
1964 die Klage der Klägerin auf „Nichtigerklärung“ 
des am 26. Oktober 1962 zwischen den Parteien vor 
dem Rat des Kreises abgeschlossenen „Grundstücks- 
Überlassungsvertrags“ und auf Verurteilung der Ver­
klagten zur Einwilligung in die Rückauflassung abge­
wiesen. Auf das vom Prozeßbevollmächtigten der Klä­
gerin am 14. November 1964 eingereichte Gesuch hat 
das Bezirksgericht ihr unter Beiordnung ihres Anwalts 
mit Beschluß vom 3. März 1965 einstweilige Kosten­
befreiung für die Berufung gegen dieses am 15. Okto­
ber 1964 zugestellte Urteil bewilligt. Unter Bezug­
nahme auf den ihm am 5. März 1965 zugestellten Be­
schluß hat der Anwalt am 10. März 1965 Berufung ein­
gelegt, ohne um Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand hinsichtlich der infolge der Bearbeitung des 
einstweiligen Kostenbefreiungsgesuchs verstrichenen 
Berufungsfrist nachgesucht zu haben. Das Bezirks­
gericht hat mit Beschluß vom 24. März 1965 die Be­
rufung wegen Fristablaufs als unzulässig verworfen. 
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieser Entscheidung beantragt. Der Antrag hatte Er­
folg.

Aus den G r ü n d e n :
Nach ständiger Rechtsprechung des Obersten Gerichts 
begründet die Versäumung der Berufungsfrist, die 
darauf zurückzuführen ist, daß ein innerhalb dieser 
Frist eingereichtes Gesuch um einstweilige Kosten­
befreiung erst nach ihrem Ablauf beschieden wird, die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 233 
Abs. 1 ZPO (vgl. OGZ Bd. 4 S. 56; Bd. 5 S. 161; Bd. 6
S. 257; Bd. 7 S. 179). Ihre Erteilung setzt, wie das Be­
zirksgericht an sich richtig erkannt hat, einen darauf 
gerichteten Antrag voraus. Dieser Antrag ist von der 
Klägerin nicht gestellt worden. Er ist auch nicht mehr 
nachholbar, da die dafür bestimmte Frist von zwei 
Wochen, die mit dem Tage, an dem das Hindernis 
beseitigt ist — hier also mit dem Tage der Zustellung 
des Kostenbefreiungsbeschlusses an den Anwalt der 
Klägerin — beginnt (§ 234 Abs. 1 und 2 ZPO), abge­
laufen und gegen ihre Versäumung keine Abhilfe 
möglich ist. Als gesetzliche Frist kann sie infolge Feh­
lens einer entsprechenden ausdrücklichen Vorschrift 
nicht verlängert werden (§ 224 Abs. 2 ZPO). Da sie 
keine Notfrist ist, findet auch eine Wiedereinsetzung 
nicht statt (§§ 223 Abs. 3, 234 Abs. 1 ZPO). Gleichwohl 
hätte das Bezirksgericht die Berufung der Klägerin 
nicht wegen Verspätung verwerfen dürfen, ohne die 
im vorliegenden Falle vorhandenen Möglichkeiten aus­
geschöpft zu haben, den Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin zur fristgemäßen Stellung des Antrags auf 
Wiedereinsetzung zu veranlassen.
Die Verpflichtung des Gerichts, im Zusammenwirken 
mit den Prozeßparteien und anderen Verfahrensbetei­
ligten, insbesondere mit den in das Verfahren einbezo­
genen gesellschaftlichen Kräften, den Sachverhalt um­
fassend aufzuklären und dahin zu wirken, daß die 
Parteien die für die sachgemäße Erledigung erforder­
lichen Anträge stellen, ist Ausdruck des dem Prozeß­
recht der Deutschen Demokratischen Republik zu­
grunde liegenden Prinzips der Erforschung der objek­
tiven Wahrheit und der Unterstützung der Parteien 
bei der Verwirklichung ihrer Rechte. Sie dient auch 
der Erfüllung der den sozialistischen Rechtspflegeorga­
nen gestellten Aufgabe, die den Streitfällen zugrunde 
liegenden gesellschaftlichen Konflikte so umfassend 
wie möglich zu klären. . Diese Pflicht folgt aus den 
Grundauffassungen des sozialistischen Prozeßrechts 
und steht auch in Übereinstimmung mit den Forde­
rungen des Rechtspflegeerlasses des Staatsrats (Ab­
schnitt III der Grundsätze). Sie gilt nicht nur in der

mündlichen Verhandlung, für die sie in § 139 ZPO in 
weitgehender Art formuliert ist, sondern für den ge­
samten Zivilprozeß, also auch außerhalb der Ver­
handlung. Das Oberste Gericht ist bereits in einer 
Reihe von Urteilen von einer konkreten Belehrungs­
und Hinweispflicht des Gerichts aufch außerhalb der 
mündlichen Verhandlung ausgegangen. So hat es in 
dem unveröffentlichten Urteil 1 Zz 38/59 die Nichtaus­
übung der Fragepflicht in einem ohne mündliche Ver­
handlung durchgeführten Verfahren über die Be­
schwerde gegen .«inen Streitwertfestsetzungsbeschluß 
gerügt und in anderen Entscheidungen ausgesprochen, 
daß es Pflicht des Sekretärs ist, den Mahnkläger zur 
Verbesserung formell ungenügender Mahngesuche auf­
zufordern (OGZ Bd. 6 S. 48), und daß die Gerichte 
schriftliche Rechtsmittelbelehrungen zu geben haben 
mit der Folge, daß die Unterlassung und grundsätz­
lich auch ihre unrichtige, aber vertretbare Auslegung 
durch eine Partei einen Wiedereinsetzungsgrund nach 
§ 233 Abs. 1 ZPO bildet (NJ 1962 S. 454; OGZ Bd. 8
S. 135; unveröffentlichtes Urteil 2 Uz 13/58 vom 18. No­
vember 1958).
Da das Bezirksgericht den Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin nicht auf das Fehlen des Wiedereinsetzungs­
antrags hingewiesen hat, hat es unter den hier ob­
waltenden Umständen die auch für die im vorliegen­
den Fall gegebene Prozeßsituation geltende Hinweis­
pflicht verletzt. Das ergibt sich aus folgendem: Nach 
Lage der Sache war es in hohem Maße wahrscheinlich 
und ohne weiteres ersichtlich, daß einerseits die Be­
rufungsschrift gegen das am 11. September 1964 ver­
kündete Urteil des Kreisgerichts am 10. März 1965 ver­
spätet eingegangen war, andererseits aber sehr be­
gründete Aussichten für eine Wiedereinsetzung be­
standen, da die erhebliche Verspätung der Berufungs­
einlegung offenbar auf die lange Bearbeitungsdauer 
des Kostenbefreiungsgesuchs zurückgeführt werden 
mußte. Dazu kam, daß die Berufungsschrift, gerechnet 
vom Tage der Zustellung des Beschlusses über die 
Gewährung einstweiliger Kostenbefreiung, dem 5. März 
1965, an, noch so rechtzeitig beim Bezirksgericht ein­
gegangen war, daß der bis dahin fehlende Wiederein­
setzungsantrag, der Voraussetzung für die Durchfüh­
rung des Rechtsmittelverfahrens gewesen wäre, inner­
halb der neun Tage, die von der in § 234 Abs. 1 ZPO 
bestimmten Frist von zwei Wochen verblieben, noch 
hätte nachgeholt werden können. Eine unverzügliche 
Belehrung des Anwalts der Klägerin nach Eingang 
der Berufung hätte mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit zu einem rechtzeitig gestellten Wie­
dereinsetzungsantrag geführt, dem nach den gegebe­
nen Umständen auch zu folgen gewesen wäre. Damit 
wäre — da andere Hinderungsgründe nicht ersichtlich 
sind — die Berufung zulässig geworden.
Das Gesuch um einstweilige Kostenbefreiung, auf das 
in zulässiger Weise in der Berufungsschrift Bezug ge­
nommen wird, erfüllt die Erfordernisse einer Be­
rufungsbegründung. Das Fehlen eines formulierten Be­
rufungsantrags stand der Zulässigkeit nicht entgegen, 
da aus dem Vorbringen im Kostenbefreiungsgesuch 
deutlich ersichtlich war, daß die Klägerin Verurtei­
lung des Verklagten nach ihren in der ersten Instanz 
gestellten Anträgen unter entsprechender Abänderung 
des angefochtenen Urteils verlangte. Die Vorausset­
zungen für eine sachliche Entscheidung über die Be­
rufung der Klägerin hätten bei pflichtgemäßem Han­
deln des Bezirksgerichts also bestanden.
Dem mit dieser Entscheidung an die Instanzgerichte 
gestellten Verlangen steht § 231 Abs. 1 ZPO nicht ent­
gegen, wonach es einer Androhung der gesetzlichen 
Folgen einer Fristversäumnis nicht bedarf, sie vielmehr 
von selbst oder auf Antrag der Gegenpartei eintreten. 
Wie in dem bereits angeführten, in NJ 1962 S. 454
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